
 

Neues Bundesmeldegesetz 

Das neue Melderecht, das bereits 2013 von Bundestag und 

Bundesrat verabschiedet worden ist und nach einer längeren 

Übergangsfrist nun ab dem 01.11.2015 in Kraft tritt, hält eine Neuregelung parat, 

die Wohnungsgeber/Vermieter kennen und berücksichtigen müssen:  

Die Wiedereinführung der Wohnungsgeberbescheinigung. 

Der Wohnungsgeber unterliegt somit bei Meldevorgängen der Mitwirkungspflicht 
nach § 19 Bundesmeldegesetz.  

Aktuell muss das Beziehen einer neuen Wohnung bei der Meldebehörde innerhalb 
von einer Woche nach dem erfolgten Einzug gemeldet werden. Künftig werden der 
meldepflichtigen Person zwei Wochen für die Anmeldung des Wohnsitzes 
eingeräumt. Im Zusammenhang mit der Anmeldung eines Wohnsitzes hat die 
meldepflichtige Person dann u. a. die Wohnungsgeberbestätigung vorzulegen. Die 
Vorlage des Mietvertrages ist hierfür nicht ausreichend. 

Somit muss ab dem 01.11.2015 der Wohnungsgeber der meldepflichtigen 
Person die Wohnungsgeberbestätigung innerhalb von zwei Wochen nach dem 
erfolgten Einzug aushändigen, damit dieser seiner gesetzlichen Verpflichtung 
nachkommen kann. 

Sollte die meldepflichtige Person in sein Eigenheim ziehen, so ist in diesen Fällen im 
BürgerBüro beim Anmeldevorgang eine Selbsterklärung abzugeben. 

 

Neu ist auch ein Auskunftsanspruch des Vermieters: Er kann sich durch Rückfrage 
bei der Meldebehörde davon überzeugen, ob sich der Mieter tatsächlich an- oder 
abgemeldet hat. Umgekehrt muss aber auch der Vermieter der Meldebehörde auf 
Verlangen mitteilen, wer bei ihm wohnt oder gewohnt hat. 

 

Im Bundesmeldegesetz ist festgelegt, dass ein Bußgeld droht, falls die neuen 
Regelungen nicht eingehalten werden. Wer sich nicht binnen zwei Wochen beim 
Einwohnermeldeamt meldet, riskiert eine Strafe von bis zu 1.000 Euro – diese trifft 
auch den Vermieter, falls er die Bescheinigung nicht rechtzeitig ausstellt. Bedeutend 
teurer wird es, wenn der Vermieter aus Gefälligkeit einer Person eine Bescheinigung 
ausstellt, obwohl diese gar nicht wirklich in seiner Wohnung wohnt. In diesem Fall 
wird ein Bußgeld von bis zu 50.000 Euro fällig. 

Mit dem Bundesmeldegesetz will die Bundesregierung vor allem Scheinanmeldungen 
verhindern. 

 

Den Vordruck für die Wohnungsgeberbescheinigung finden Sie auf unserer 
Homepage www.ebersburg.de unter der Rubrik Bürgerservice. 
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